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Editorial 

Liebe Mitglieder und Freunde der Europa-Union, 

in unserer schnell ablaufenden Zeit gibt es immer wieder neue interessante 
Entwicklungen, zu denen wir Stellung beziehen sollten. An den Anfang setzen 
wir einige Gedanken zum 03. Oktober. Dieser Tag ist in diesem Jahr besonders 
interessant, weil in den jetzigen Wochen die Vorbereitungen für die neue 
Bundesregierung und auch für die Landesregierung in Mecklenburg-
Vorpommern laufen. Wir versprechen uns eine verbesserte europapolitische 
Aktivität unseres Bundeslandes, sowohl in der Informationspolitik als auch in 
der Zusammenarbeit mit den vielen europaorientierten Bürgern und ihren 
Vereinen und Institutionen. In diesem Zusammenhang freuen wir uns über den 
neuen Landtagsabgeordneten Robert Northoff, der als unser 
Landesvorsitzender seine Stimme für Europa im Landtag abgeben wird. 

Eine wichtige politische Thematik ergibt sich sowohl aktuell als auch noch für 
längere Zeit aus der Entwicklung der Beziehungen zwischen der EU und der 
Republik Polen sowie zwischen Polen und Deutschland. Den sich daraus 
ergebenden Fragen widmen sich mehrere Beiträge dieses Heftes. 

Zur Information aller Mitglieder des Landesverbandes liefern wir heute das Pro-
tokoll der Landesversammlung sowie die Information über die konstituierende 
Sitzung des neugewählten Landesvorstandes. Gleichzeitig weisen wir noch 
einmal auf die möglichst vielfältige und breite Beteiligung an der „Plattform der 
Konferenz für die Zukunft Europas hin. 

 

Wir bedanken uns bei Dr. B. Böckmann für die Zusendung eines neuen 
Aufsatzes 
zum Themenkreis „Europa schnackt Platt!“ 

Und schließlich beunruhigt uns die Zunahme der 4. Welle der Pandemie. Hoffen 
wir nur, dass unsere Vorbereitung für einen normaleren Veranstaltungsablauf 
in den nächsten Monaten nicht wieder stark gestört wird! 

 
Prof. Dr. Joachim Gasiecki 
Ehrenvorsitzender des Landesverbandes der EUD in MV 
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Gedanken zum 03. Oktober 
 

 
Der „Tag der deutschen Einheit“ ist in diesem Jahr 2021 durchaus ein 
besonderer Tag. Ende September haben die Wahlen zum Deutschen Bundestag 
statt-gefunden, in Mecklenburg-Vorpommern wurde auch ein neuer Landtag 
gewählt. 
Auf die neu zu bildenden Koalitionen und die aufzustellenden Regierungen im 
Bund und in unserem Bundesland warten große Aufgaben. 
 
Es geht einerseits um die Fortsetzung der Bemühungen, die innere Einheit zu 
vollenden. Die besonderen Probleme in der weiteren Gestaltung der sozialen 
Fragen bedürfen auch im kommenden 32. Jahr gemeinsamer Entwicklung 
Maßnahmen, um zu gleichwertigen Lebensverhältnissen zu kommen. Den 
Erosionen der Demokratie durch rechtsideologischen Einfluss sollte entschiede-
ner entgegengetreten werden. Der Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt, R. 
Haseloff, stellte fest: „Mental und strukturell ist die Einheit noch nicht 
vollendet.“ 
 
Hinzu kommt, dass wir auf allen Ebenen der Staatsführung, in allen 
gesellschaftlichen Bereichen, in der Bevölkerung insgesamt, uns noch stärker 
darauf besinnen müssen, dass wir als ein wesentlicher Teil der Europäischen 
Union für die weitere Entwicklung dieser Gemeinschaft zielstrebig im Sinne 
einer notwendigen Neuformierung der Union zu arbeiten haben. Von den 
neuen Abgeordneten auf allen Ebenen erwarten wir effektive Vorschläge im 
Rahmen der Konferenz zur Zukunft der Europäischen Union. Orientierung für 
uns und alle Interessenten wird das „Leitbild der Europa-Union Deutschland“ 
geben, dass der Bundeskongress im November dieses Jahres beschließen wird. 
 
Wir unterstützen die Position, die der Präsident der Europa-Union Deutschland, 
Rainer Wieland, MdEP, sehr klar ausgesprochen hat: „Europa braucht ein 
handlungsfähiges Deutschland, das wieder eine proaktive Rolle im 
europäischen Integrationsprozess einnimmt. Die europäischen Föderalistinnen 
und Födera-listen, wie sie in Deutschland in der Europa-Union organisiert sind, 
werden dies einfordern. Berlin muss mehr Verantwortung für Europa zeigen! 
Europapolitik ist Innenpolitik!“ 
 
In diesem Sinne ist der „Tag der deutschen Einheit“ 2021 ein 
zukunftsorientierter, ein europäischer Tag!                 J. G.   
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Aus der Rede der Bundeskanzlerin Angela Merkel 
am 03. 10. 2021 in Halle/Saale 

 

„Deshalb müssen wir uns an einem Tag wie heute auch ehrlich fragen, wie wir 
miteinander umgehen, wie viel wechselseitigen Respekt wir vermitteln und wie 
wir die Demokratie vor denen schützen, die sie missachten, die sie verachten. 
Vorurteilen und Unwissenheit können wir entgegenwirken – durch die 
Bereitschaft, offen für andere und ihre Ansichten und Erfahrungen zu sein. Das 
ist das Besondere einer Demokratie: dass sie individuelle Überzeugungen und 
Lebensentwürfe zulässt und schützt. Wir dürfen verschieden sein, wir dürfen 
unsere Vorstellungen vom Glück so entwickeln, wie es uns guttut, solange das 
auf dem Boden unserer grundgesetzlichen Ordnung geschieht. Vielfalt und 
Unterschiede sind keine Gefahr für die Demokratie; ganz im Gegenteil. Vielfalt 
und Unterschiede sind Ausdruck gelebter Freiheit. Erst recht gilt das für unser 
wiedervereinigtes Land mit all den bis 1990 durch die Teilung erzwungenen so 
unterschiedlichen Lebenswegen der Menschen in Ost und West. Doch ganz 
ehrlich, ganz so einfach ist es häufig nicht. Müssen nicht Menschen meiner 
Generation und Herkunft aus der DDR die Zugehörigkeit zu unserem 
wiedervereinigten Land auch nach drei Jahrzehnten Deutscher Einheit 
gleichsam immer wieder neu beweisen, so als sei die Vorgeschichte, also das 
Leben in der DDR, irgendwie eine Art Zumutung? 

Jede und jeder kann nach 31 Jahren Deutscher Einheit eine eigene persönliche 
Bilanz ziehen. Mit dem Ende der DDR und mit der endlich gewonnenen 
Freiheit, sein Denken und Leben selbst bestimmen zu können, gingen so viele 
neue Chancen einher. Das war und ist die eine, die wunderbare Seite. Zugleich 
aber fanden sich nicht wenige, die ihren Weg in der völlig neuen Lebensumwelt 
zu gehen versuchten, in einer Sackgasse wieder. So manche berufliche 
Fähigkeit, die früher gefragt war, zählte plötzlich wenig oder gar nicht mehr. 
Das war die andere Seite. Auch solche deprimierenden Erfahrungen sind Teil 
unserer Geschichte. Wir dürfen sie nicht ignorieren oder vergessen, schon 
allein aus Respekt vor persönlichen Biografien, aber auch deshalb nicht, weil 
die Gestaltung der Einheit unseres Landes kein abgeschlossener Prozess ist 
und weil wir darauf achten müssen, dass nicht plötzlich bei manchen, ganz 
gleich, ob bewusst oder unbewusst, ihre Herkunft gegen sie veranschlagt 
wird.“ 
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Das deutsch-polnische Verhältnis scheint aktuell angespannt. Harsche Kritik an 

der Entwicklung der polnischen Demokratie oder Forderungen nach 

Reparationen mit klarem Verweis auf die Nazi-Verbrechen sind nur einige 

Beispiele, die für gegenseitiges Unverständnis und politische Konflikte sorgen. 

Jedoch bestehen nicht nur staatliche Beziehungen zwischen beiden Ländern, 

sondern es gibt auch viele Kontakte auf regionaler und zivilgesellschaftlicher 

Ebene. 

Gegenseitiges Unverständnis kann da schnell zu Konflikten führen. Daher lohnt 

es sich, seinen Nachbarn zu verstehen, um leichter Freundschaft zu schließen. 

 

Drei Vortrags- und Diskussionsrunden dieser Online-Reihe setzen sich mit 

unserem polnischen Nachbarn und den deutsch-polnischen Beziehungen 

auseinander. Verschiedene Blickwinkel - politisch, kulturell, gesellschaftlich - 

tragen dazu bei, das gegenseitige Verständnis zu verbessern. 

Die Beziehungen zum polnischen Nachbarn sind eine bestimmende Position 

der Tätigkeit unseres Landesverbandes 
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Meeting 1: 

Deutschland und Polen – schwierige Freunde? 

In der ersten Veranstaltung dieses Komplexes war ein Vortrag von Prof. Dr. 
habil Krzysztow Ruchwiewicz von der Universität Wrocław die Grundlage der 
Diskussion. In diesem Bericht konzentriere ich mich auf die Inhalte des 
Vortrages. 
_______________________________________________________ 
Prof. Dr. Rudwiewicz ist Historiker und anerkannter Deutschlandforscher. Er ist (seit 2002) 
Gründer und Direktor des Willi-Brandt-Zentrums (WBZ) an der Universität und 
Lehrstuhlinhaber für Zeitgeschichte. Er hat für sein Engagement 2011 das Verdienstkreuz der 
Republik Polen in Gold, 2019 das Verdienstkreuz am Band des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland erhalten. Hoch geschätzt wird seine Mitarbeit in vielen 
nationalen und internationalen Gremien. 

_________________________________________________________________ 

Der Redner charakterisierte die aktuelle Situation der deutsch-polnischen 
Beziehungen sehr deutlich in zwei Thesen: Es gibt keine Einigung zwischen 
Berlin und Warschau in zentralen europäischen Fragen (Rechtsstaatlichkeit, 
Fragen der Medienfreiheit, Sicherheitsfragen, Umweltschutz u.a.). – Die 
deutsch-polnischen Beziehungen befinden sich in einer tiefen Krise, auf beiden 
Seiten gibt es dabei offene Fragen. – Die deutsche Wiedervereinigung und die 
Wiedererlangung der polnischen Souveränität anfangs der 90er Jahre hat 
durchaus zu einer Intensivierung der Beziehungen auf allen Gebieten geführt. 
Der vor 30 Jahren abgeschlossene Nachbarschaftsvertrag schuf den Rahmen für 
die Gestaltung der gegenseitigen Nachbarschaft, er hat sich bewährt und ist 
auch heute aktuell. Dabei hat man aber auch einige Fragen einfach 
offengelassen, wie z. B. die Stellung zu Eigentumsfragen, der Umgang mit dem 
deutschen Kulturerbe in Polen, die nicht deckungsgleichen Wünsche 
hinsichtlich der europäischen Entwicklung.  

Im Bereich der Politik wurde zunächst von einer „Interessengemeinschaft“ 
beider Seiten ausgegangen, es hat sich gezeigt, dass heute dieser Begriff nicht 
mehr passt, weil sich die jeweils besonderen Interessenlagen nicht einfach 
nivellieren lassen. Positiv war besonders die Unterstützung Deutschlands für 
den Beitritt Polens zur Europäischen Union. Bewährt hat sich die 
Diskussionsebene des „Weimarer Dreiecks“, die aber aktuell kaum wirksam 
wird. Es fehlen die Voraussetzungen für eine breite Einbeziehung der 
Zivilgesellschaft, vor allen Dingen auch dadurch, dass diese Institution über kein 
eigenes Budget verfügt, also auch keine Förderung zivilgesellschaftlicher 
Aktivitäten betreiben kann. – Im Bereich der Wirtschaft sind die positivsten 
Ergebnisse erreicht worden. Es kam zu einer wesentlichen Verstärkung und 
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Vertiefung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit. – Im Bereich von Kultur und 
Gesellschaft hat sich seit 1990 viel entwickelt. Es sind enge Netzwerke zwischen 
Städten und Regionen entstanden. Der gegenseitige Austausch in den 
Grenzregionen hat sich besonders positiv entwickelt. Im Ergebnis ist 
festzustellen, dass die Bürger verstärkt zusammen-kommen, sich der Austausch 
zwischen jungen Menschen intensiviert hat und sich die Zusammenarbeit 
zwischen den Universitäten und auch anderen Einrichtungen im Bildungswesen 
weiterentwickelte.  

Vom Beginn der 90er Jahre an zeigten sich aber auch Krisenmomente. Zum Teil 
wurden politische Bekundungen von deutscher Seite in Polen als bloßer „Ver-
söhnungskitsch“ bezeichnet. Es gab Diskussionen im Zusammenhang mit den 
zeitweiligen Aktivitäten um ein „Zentrum gegen Vertreibung“, so dass in Polen 
der Eindruck entstand, dass die Deutschen sich vor allem als „Opfer“ ansehen 
würden, aber die NS-Verbrechen an polnischen Staatsbürgern nicht wahr-
genommen werden. Aktuell ist die Krise Tatsache geworden. Zu bemerken ist 
beiderseits ein „Einfrieren“ der politischen Beziehungen. Es gibt auf zentraler 
Ebene ein Verzicht auf die Realisierung von vereinbarten Projekten. Es fehlt 
eine Diskussion über Möglichkeiten der Lösung der Krise, beide Seiten wollen 
die Krise offiziell gar nicht thematisieren, man geht damit den Problemen nur 
aus dem Weg. Notwendig ist – so der Redner – eine Neudefinition der deutsch-
polnischen Beziehungen. Die bilateralen Gespräche müssen auf die europäische 
Ebene hingeführt werden. Wenn dieser Brückenschlag nicht gelingt, dann wird 
das Auswirkungen auf die europäischen Entwicklung nach sich ziehen.  

Darüber hinaus bedarf es einer spürbaren Intensivierung der Zusammenarbeit 
der Regionen. Die Regionen sollten quasi eine „eigene Außenpolitik“ betreiben, 
die nicht immer wegen ihrer spezifischen regionalen Orientierung mit der 
nationalen Ebene übereinstimmen muss. Es gibt genügend Raum für die vielfäl-
tige Entwicklung von persönlichen Kontakten im Alltag der Menschen. Solche 
Kontakte mehr zu nutzen, ist eine wichtige Aufgabe. 

Was Polen betrifft, verwies der Redner auf eine betriebene „Selbstisolierung“ 
der polnischen Regierung, die der Zusammenarbeit schade. Er war der Ansicht, 
dass manche der von der Regierungspartei vertretenen Positionen weniger das 
Ziel verfolgen, außenpolitisch zu wirken, sondern mehr dazu dienen, die 
polnischen Bürger selbst zu beeinflussen. Man müsse davon ausgehen, dass die 
Propaganda der PIS dabei heute sehr erfolgreich sei. Schließlich wird 
gegenwärtig eine gewisse Schwäche der polnischen Opposition zunehmend 
sichtbar, die sich selbst zurückhält und häufig keine klare Sprache spricht. Die 
Zeit wird zeigen, ob und welche Lösungen für die Beziehungskrise gefunden 
werden.        (Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 
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Europäisches Bekenntnis oder nationale 
Scheuklappen? 

Es sind erst wenige Tage her, seit ich in dem vorstehenden Bericht über das 
Online-Meeting „Deutschland und Polen – schwierige Freunde“ geschrieben 
habe, da gibt es einen weiteren Vorgang, der sehr deutlich macht, dass es nicht 
nur um eine „Beziehungskrise“ Deutschland-Polen geht, sondern um grund-
legende Fragen des Verhältnisses der Republik Polen zu Europäischen Union. 
Am 07. 10. 2021 hat das Warschauer Verfassungsgericht im Zusammenhang 
mit der Diskussion um die Rechtsstaatlichkeit geurteilt, dass Teile des EU-
Rechts nicht mit der polnischen Verfassung vereinbar seien. Man benötige eine 
klarere Abgrenzung nationaler und europäischer Kompetenzen. 

Die Situation kommt mir wie eine Szene aus einem absurden Theaterstück vor. 
Das Urteil des Verfassungsgerichts erweckte den Anschein, dass die geltenden 
vertraglichen Regelungen in der EU nur eine Fiktion seien, die national nicht an-
erkannt und umgesetzt werden müssen. 

Am 01. 05. 2004 trat Polen zusammen mit anderen Staaten der EU bei. 
Vorausgegangen war 2003 eine Volksabstimmung, bei der sich 77,45 % der 
Abstimmenden für den Beitritt aussprachen. Polen war stolz auf die 
Zugehörigkeit zur EU. Positiv wurden die Unterstützungsleistungen für Polen 
genutzt und anerkannt Seitdem haben die jeweiligen polnischen Regierungen 
an der Gestaltung der Beziehungen innerhalb der Union mitgewirkt. So auch 
am aktuell gültigen Vertragswerk der EU, dem Vertrag von Lissabon, der 2007 
einstimmig verabschiedet wurde und nach Zustimmung der Parlamente aller 
Mitgliedsländer 2009 in Kraft trat. Heute sind nach aktuellen Angaben etwa 75 
% der polnischen Bevölkerung für die Zugehörigkeit zu EU. 

Die EU ist eine Rechtsgemeinschaft, die auf gemeinsamen Werten beruht. Das 
ist eine Kernaussage des Lissabonner Vertrages, in dem es im Artikel 2 heißt: 
„Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der 
Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die 
Wahrung der Menschenrechte …“. Diese Grundrechte sind europäische Werte 
und können nicht aus spezifischen innenpolitischen Interessen national 
unterschiedlich inter-pretiert werden. Das ist Vertragsgrundlage. 

Die Frage ist, wie sowohl Polen als auch die EU mit der entstandenen Situation 
umgehen. Nach polnischem Recht kann ein Urteil des Verfassungsgerichts erst 
in Kraft treten, wenn es von der Regierung offiziell veröffentlicht wurde. Noch 
wissen wir nicht, wann die Regierung das tut. Aber ob veröffentlich oder nicht – 
dieses Urteil beeinflusst maßgeblich die Beziehungen zwischen der EU und 
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Polen und wird auch das deutsch-polnische politische Nachbarschaftsverhältnis 
nicht unberührt lassen. 

Durch das polnische Verfassungsgerichtsurteil sind alle Mitgliedsländer der EU 
betroffen. Die italienische Zeitung „Corriere della Sera“ schrieb am 08. 10. 2021 
dazu die folgenden Zeilen: 

„Damit wird das gesamte Rechtssystem, auf dem die EU beruht, infrage 
gestellt. Der Gerichtshof erklärt auch, dass im Falle eines ‚unlösbaren Konflikts‘ 
zwischen dem EU-Recht und der polnischen Verfassung folgende 
Konsequenzen möglich sind: Änderung der Verfassung, Änderung des 
europäischen Rechts oder Austritt aus der Europäischen Union. Nun muss die 
Regierung in Warschau entscheiden, ob sie den Polexit will oder die Verfassung 
ändert.“ 

Wir wünschen der Republik Polen eine baldige Überwindung der politischen 
Krise und eine erfolgreiche Zukunft in der Europäischen Union.           (J. G.) 

 

 

 

_________________________________________ 
 

 
 

Wir gratulieren unserem Landesvorsitzenden 

Prof. Dr. Robert Northoff 

zu seiner Wahl als Mitglied des Landtages 

Mecklenburg-Vorpommern! 

_____________________________________________________ 
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Zur konstituierenden Sitzung des Landesvorstandes am 15. 10. 2021 

Der Landesvorstand hatte sich in Güstrow nach der Mitgliederversammlung 
vom 04. 09. 2021, die mit einer turnusmäßigen Neuwahl des Landesvorstandes 
verbunden war, zu seiner konstituierenden Sitzung zusammengefunden. 

Der Landesvorsitzende, Prof. Dr. Robert Nordhoff, eröffnete die Sitzung. Zuerst 
wurde von allen Vorstandsmitgliedern eine sehr positive Würdigung der Mit-
gliederversammlung vorgenommen und der Europäischen Akademie Waren 
und besonders ihrem Leiter der Dank für die gewährte Unterstützung bei dem 
ohne Probleme erfolgenden Ablauf des zweitägigen Landesseminars 
ausgesprochen. 

Der Landesvorstand beschäftigte sich danach mit einer Anpassung der 
Geschäftsordnung und der Finanzordnung des Landesverbandes. Auf Anregung 
des Landesvorsitzenden wurde beschlossen, bei kompetenten Stellen des 
Landes Informationen darüber einzuholen, ob eine Trennung der Konten des 
Landesverbandes und des Bildungsringes sinnvoll und ohne rechtliche 
Probleme realisierbar wäre.  

Bestätigt wurde das Vorstandsmitglied Ole Krüger als Schatzmeister. –  Ralf 
Peter Hässelbarth, Projektleiter des Bildungsringes Europa, wurde zum Landes-
geschäftsführer bestellt und satzungskonform in den Landesvorstand kooptiert. 

Anschließend berichteten die anwesenden Kreisvorsitzenden über die 
Entwicklung der Kreisverbände in der Pandemiezeit 2020/2021 und sowie über 
ihre Vorhaben Ende 2021 und Anfang 2022 zur Wiederbelebung der normalen 
Vereinsarbeit. Im gleichen Sinne informierte Ralf-Peter Hässelbarth über die 
Situation des Bildungsringes, der sich nach den objektiv vorhanden Pandemie-
schwierigkeiten wieder stabilisiert hat. Niels Gatzke informierte über die 
bevorstehende Gründungsversammlung des Kreisverbandes Vorpommern - 
Greifswald.  

Beschlossen wurde, konkrete Maßnahmen einzuleiten, um ab dem 1. Quartal 
2022 die in MV gewählten Mandatsträger kontinuierlich in die Arbeit des 
Landes-verbandes einbeziehen zu können. In diesem Zusammenhang beschloss 
der Vorstand den nachfolgend wiedergegebenen Beschluss zur Europapolitik in 
MV.  

Der Vorstandssitzung ging eine Multiplikatorenberatung voran, in der ausführ-
lich die weitere Beteiligung an der Zukunftskonferenz der Europäischen Union, 
der Umgang mit der spezifischen Entwicklung des Verhältnisses Polen-EU, die 
Notwendigkeit, sich den Interessen junger Menschen verstärkt zuzuwenden 
und die festzustellende Abstinenz der Presse unseres Bundeslandes zu 
europäischen Fragen diskutiert wurden.                  (J. G.) 
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Beschluss des Landesvorstandes vom 15.10.2021 

Ein neuer Landtag ist gewählt - Europapolitik braucht ihre 

angemessene Berücksichtigung 

„Bezugnehmend auf den Beschluss des Landesvorstandes vom 18.09.2020 zur Wahl des 8. Landtages 

Mecklenburg–Vorpommern bekräftigt der Landesvorstand der Europa-Union Mecklenburg-

Vorpommern seine darin geäußerten Zielsetzungen und Initiativen für eine bessere 

Europakommunikation in unserem Bundesland. 

Insbesondere kommt es in der neuen Legislaturperiode darauf an, dass das Land Mecklenburg-

Vorpommern im Hinblick auf seine Mitwirkung an europapolitischen Entscheidungen und 

Partizipationsmöglichkeiten sichtbarer wird. 

Der Landesvorstand der Europa-Union Mecklenburg-Vorpommern drückt seine Erwartung aus, dass 

sich der neue Landtag intensiver mit europapolitischen Schwerpunktsetzungen befasst und die 

Beteiligung an Entscheidungsverläufen mit Bezug zur Europäischen Union transparenter ausgestaltet. 

Dazu wäre es hilfreich, einen „Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union“ zu bilden, in 

welchem die europapolitischen Bezüge explizit hergestellt und beraten werden können. Das trüge 

auch dazu bei, die leider im Land weit verbreitete EU-Skepsis zu mindern und die 

Beteiligungsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger bei den EU-Angelegenheiten stärker in den 

Mittelpunkt zu bringen. Die EU-Politik sollte stärker in den parlamentarischen Fokus rücken! Sie 

braucht eine intensivere parlamentarische Begleitung und eine deutlichere demokratische 

Legitimation. Um das diesbezügliche zivilgesellschaftliche Engagement zu unterstützen, freuen wir 

uns über Überlegungen, eine Parlamentariergruppe der Europa-Union im Landtag Mecklenburg-

Vorpommern zu gründen. 

Bei der Bildung der künftigen Landesregierung sollten sich die Mitentscheidungsmöglichkeiten des 

Landes in Angelegenheiten der Europäischen Union, sei es im Bundesrat, innerhalb der 

Europaministerkonferenz der Länder oder auch im Rahmen der Ostseestrategie sowie im Ausschuss 

der Regionen, im Wirtschafts- und Sozialausschuss und weiteren Gremien europapolitischer 

Zusammenarbeit (Bund-Länder Arbeitsgruppen, Bildungszusammenarbeit, Sportpolitik u.a.) z. B. im 

Rahmen der offenen Koordinierung stärker als bisher abbilden. Insofern ist auch ein eigenständiges 

EU-Ressort mit entsprechender Ausstattung und ressortübergreifender Koordinierungsfunktion zu 

erwägen. 

Die Europa–Union Mecklenburg-Vorpommern setzt sich dafür ein, dass den Bürgerinnen und Bürgern 

aus EU-Staaten, die hier im Land wohnen, für die Wahlen zum Landtag ein passives und aktives 

Wahlrecht ermöglicht wird. Das spiegelt auch die Zusammensetzung der Bevölkerung wider und zeigt 

deren aktives Engagement. 

In den letzten Jahren hat sich durch die Tätigkeit der Europa-Union – auch mit Unterstützung der 

Landesregierung – der europäische Gedanke weiter entwickeln können, auch wenn es durch die 

Maßnahmen zur Eindämmung der Corona – Pandemie leider nicht immer kontinuierlich voran gehen 

konnte. Die Europa-Union als wichtige zivilgesellschaftliche Organisation bedarf insofern nach wie 

vor der verlässlichen Unterstützung des Landes, eine Förderung in vereinfachten entbürokratisierten 

Verfahren würde unsere Arbeit erleichtern. Ehrenamtliches Wirken für den Europagedanken und die 

europäische Integration benötigen gesellschaftliche Anerkennung und angemessene Ausstattung.“ 
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Meeting 2: 

Polen und die EU – ein schwieriges Verhältnis? 

Die zweite Veranstaltung der Online-Meetings „Deutschland-Polen“ ging 
an das Thema von einem weiteren Aspekt heran, von den Beziehungen 
Polen – Europäische Union, die aktuell verschiedenen Belastungen ausge-
setzt sind. Dr. Kai-Olaf Lang, Senior Fellow am Deutschen Institut für 
internationale Politik und Sicherheit der Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP) in Berlin, hatte es übernommen, sich zu diesem schwierigen Tema 
zu äußern. Als Sachkenner der osteuropäischen Beziehungen im 
Allgemeinen und für Polen im besonderen gab er einen interessanten 
Überblick über den Stand des Verhältnisses zueinander.  

In einem ersten Abschnitt ging er auf die „Interessen Polens in der EU“ 
ein. Polen hatte seit seinem Beitrag verschiedene Erwartungshaltungen 
ent-wickelt: So z. B. wirtschaftliche Konvergenz, die zu einem 
Modernisierungs-schub führen würde. Polen wollte Mitgestalter 
europäischer Entwick-lungen werden. Es suchte im europäischen Raum 
Schutz und Solidarität, unabhängig davon, dass der Grundsatz „Nato first“ 
galt und gilt. Polen möchte kein Kerneuropa und kein Europa der 
unterschiedlichen Ge-schwindigkeiten, es möchte eine regelbasierte EU 
mit starken handlungs-fähigen Institutionen, in der es keine deutsche 
bzw. deutsch französische Dominanz gibt. Dazu kommt das Interesse an 
einer gemeinsamen aktiven Ostpolitik und an keiner Emanzipation der EU 
von den USA. In diesem Zusammenhang sprach der Redner das 
schwierige Verhältnis von Polen zu Russland an, ebenso wie die Politik 
gegenüber Belarussland. Polen denkt und handelt – anders als z. B. 
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Deutschland – in geopolitischen Kategorien. Darüber hinaus hat Polen 
natürlich Interesse an der Wirtschaftsförderung durch die EU, schließlich 
wurden bisher rund 60% aller polnischen Inlandinvestitionen aus EU-
Mitteln reaktiviert. Die polnische Regierung vertritt eine restriktive 
Haltung zur Migration von Flüchtlingen, man muss aber andererseits 
berücksichtigen, dass Polen von allen EU-Staaten die meisten 
Aufenthaltsgenehmigungen erteilt hat, besonders für Migranten aus der 
Ukraine. In der Energiepolitik setzt Polen, wie z. B. auch Frankreich, auf 
die Atomenergie als einen klimafreundlichen Energieträger und lehnt 
Nord Stream 2 ab. 

Ein zweiter Diskussionspunkt ist der „Konflikt um die Rechtsstaatlichkeit“ 
und die eventuell daraus entstehenden Folgen. Hier wird abzuwarten 
sein, wie die EU insgesamt mit den „Druckmitteln“, die sie hat, tatsächlich 
umgehen wird.  

Im größeren außenpolitischen Rahmen ist und bleibt für Polen Amerika 
der „Best Friend“ in Europa, und dazu gehört natürlich auch das Interesse 
an der NATO. Innerhalb der EU sind für Polen besonders zwei 
Gruppierungen interessant: die Visegrad-Gruppe und die Staatengruppe 
der sog. „Drei- Meeres-Initiative“ (von der Ostsee bis zum Schwarzen 
Meer).  

Die „Deutsch-Polnischen Beziehungen“ sind gegenwärtig besonders 
kompliziert durch eine Divergenz der europäischen Leitbilder, eine ab-
weichende Bedrohungsperzeption (Russland!) sowie zunehmende Diffe-
renz bezüglich des Verhaltens zu den USA. 

 Insgesamt warf der Referent die Diskussionsfrage auf, ob das 
gegenwärtige Verhältnis zwischen Polen und der USA bzw. Polen und 
Deutschland als Krise oder nur als eine gewisse Entfremdung betrachtet 
werden müsste. 

Der Berichterstatter hat den instruktiven Vortrag mit Interesse zur 
Kenntnis genommen, hätte sich aber eine konkretere Problemsicht 
vorstellen können, weniger eine doch etwas die Probleme glättende Dar-
stellung. 

In den abschließenden Gesprächen der 22 Chat-Teilnehmer mit dem 
Referenten wurde über die Gesamtsituation diskutiert, die der Bericht-
erstatter jedoch nicht mehr verfolgen konnte, da er aus gesundheitlichen 
Gründen das Meeting leider verlassen musste. 

(Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 
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 Das polnische Verfassungsgerichtsurteil: 

eine Kampfansage, die nicht unbeantwortet bleiben darf! 

Beschluss des Präsidiums der Europa-Union Deutschland vom 12.10.2021 

Für einen Staat, der so agiert, ist kein Platz in der europäischen Rechts- und 
Wertegemeinschaft. Es gilt, diese Rechtsbrüche zu sanktionieren, da die EU auf 
Basis einer solchen Rechtsprechung nicht dauerhaft bestehen kann. Die 
generelle Infragestellung des Vorrangs des Unionsrechts, die den Staaten-
verbund faktisch auf den Status eines lockeren Staatenbundes herabstufen 
würde, eröffnete der polnischen Regierung sich gegen jedwede Verpflichtung 
zu stellen, die aus dem Sekundär- und Primärrecht der EU folgt. 

Die polnische Regierung verweist zu ihrer Verteidigung auf die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts zum PSPP-Programm. Wir weisen dies mit 
Nachdruck zurück, denn das BVerfG-Urteil bezieht sich auf einen sekundär-
rechtlichen Akt und stellt anders als das Urteil des polnischen Verfassungs-
gerichts den generellen Vorrang des Unionsrechts nicht in Frage. Insbesondere 
handelt es sich beim Bundesverfassungsgericht um ein unabhängiges Gericht, 
das ein hohes Maß an Vertrauen in der Bevölkerung – über die politischen 
Lager hinweg – genießt. Das polnische Verfassungsgericht hingegen wurde in 
den letzten Jahren rechtswidrig umgebaut und die Unabhängigkeit der Richter 
durch die Schaffung einer von der Regierung kontrollierten Disziplinarkammer 
de facto abgeschafft. Richter wurden gegen ihren Willen in den vorzeitigen 
Ruhestand geschickt und durch Richter, die der Regierungspartei nahestehen, 
ersetzt. Wir solidarisieren uns deshalb mit den Polinnen und Polen, die als 
Ausdruck ihres Entsetzens in den großen polnischen Städten demonstrieren. 

Polen entwickelt sich – wie bereits Ungarn zuvor – zu einem autoritären Staat, 
der nicht mehr als Demokratie bezeichnet werden kann. Für solche Staaten 
darf kein Platz in der EU sein, wenn diese auch weiterhin eine Rechts- und 
Wertegemeinschaft sein will. 

Die neue Bundesregierung, die es zügig zu bilden gilt, muss deshalb über die 
o.g. konkreten Maßnahmen hinaus eine Initiative für eine europäische Allianz 
der Demokratien ergreifen und das Problem der Herausbildung autoritärer 
Staaten innerhalb der EU entschlossen angehen. 

Diese Allianz kann, falls alle anderen Mittel scheitern, den Ausgangspunkt für 
eine Neugründung, für einen europäischen Bundesstaat, sein. Das europäische 
Projekt wird nur bestehen können, wenn es sich als wehrhaft gegen autoritäre 
Akteure erweist. 
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Generalsekretär Christian Moos beim Karlspreis-Europa-Forum 

 
Beim Karlspreis-Europa-Forum am 1. Oktober 2021 sprach sich EUD-General-sekretär 
Christian Moos dezidiert für eine transatlantische Orientierung der EU nach Außen sowie 
eine nachhaltige Stärkung der Europäischen Werte gemäß Art. 2 EUV nach Innen aus. Die 
Währungsunion müsse durch eine politische Union vollendet werden. Nur so ließen sich 
die Grundlagen für nachhaltiges Wachstum schaffen. Kernpunkte dabei seien die 
Einführung qualifizierter Mehrheitsentscheidungen, die keinen Raum für Vetospieler 
ließen, sowie eine generelle Konditionalität bei der Vergabe von EU-Geldern mit Blick auf 
die Einhaltung von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Minderheitenschutz. 

 
Christian Moos beim Karlspreis-Europa-Forum in Aachen. 

Christian Moos hob auch die Bedeutung der Konferenz zur Zukunft Europas hervor, 
der er als Vertreter des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses angehört. Er 
zeigte sich enttäuscht darüber, dass der Rat die Konferenz blockiere und zudem 
davon profitiere, dass die Plenumsmitglieder metaphorisch gesprochen ihre 
Steckenpferde ins Schaufenster stellten. Man laufe dabei Gefahr, den Blick für das 
Ganze zu verlieren. 

Die Frage nach der Zukunft Europas stehe seit langer Zeit im Raum, sagte Moos und 
erinnerte an den Weißbuchprozess zur Zukunft der Europäischen Union, den der 
ehemalige Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker angestoßen hat, sowie an den 
Bericht der Europaabgeordneten Elmar Brook und Mercedes Bresso, der aufgezeigt 
hatte, wie man im Rahmen der bestehenden Verträge auch ohne Konvent 
Fortschritte erzielen könne. Der EUD-Generalsekretär fordert von den Beteiligten, 
jetzt zu handeln und viel mehr zu tun. Dies erfordere Mut und alle müssten Opfer 
bringen. Man könne nicht weitere 10 Jahre diskutieren, sondern müsse sich auf 
einige klare Punkte verständigen und Blockaden überwinden, wo gemeinsame 
Politiken vorangebracht werden müssten, um die großen Probleme in Europa zu 
lösen. 

https://www.europa-union.de/fileadmin/_processed_/7/a/csm_20211001_Christian_Moos_beim_Karlspreis-Europa-Forum_e915d8d5d0.jpg
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Die Kulturhauptstädte Europas 2022 nominiert! 
 

Die Ernennung der Kulturhauptstädte soll den Reichtum des europäischen 
kulturellen Erbes feiern und deutlich machen. Außerdem soll ein Beitrag 
zu intereuropäischer Verständigung, Kulturaustausch und Verständnis 
geleistet werden. Ziel ist es, dass Europa sich auf seine gemeinsamen 
Werte besinnt und ein Gefühl von Zusammengehörigkeit entsteht. Die 
ausgewählten Städte stellen ein Programm zusammen, das auch 
Anwohner und Nachbarn intensiv mit einbeziehen soll. 

Die zweitgrößte Stadt Litauens wurde als Kulturhauptstadt Europas für 
das Jahr 2022 nominiert.  

Kaunas, am Zusammenfluss von Memel und Neris gelegen, hat als 
Kulturhauptstadt Europas einiges zu bieten. Die Innenstadt verbindet 
mittelalterliche Altstadt mit neueren Bauten aus dem 19. Jahrhundert. In 
der über 2,5 km langen Fußgängerzone finden sich Cafés, Galerien und 
Boutiquen. Der historische Rathausplatz ist voll mit Sehenswürdigkeiten 
wie der Peter-und-Paul-Kathedrale, der Jesuitenkirche oder dem 
historischen Rathaus. Das Teufelsmuseum beheimatet eine weltweit 
einzigartige Sammlung von Teufelsfiguren. In der Nähe des 
Rathausplatzes, malerisch an der Neris gelegen, ist die Ruine der Burg 
Kaunas auf jeden Fall einen Besuch wert. 

Die zweite Kulturhauptstadt 2022 wurde eine ganze luxemburgisch-
franzö-sische Region: 

Esch-Alzette, zweitgrößte Stadt von Luxemburg, zusammen mit den 10 
Luxem-burger Gemeinden des Verbandes Pro-Sud sowie den 8 
französischen Gemeinden der „Communautée de Communes Pays Haut 
Val d'Alzette“ (CCPHVA). 

Außerdem hat die Europäische Kommission wegen der Beeinträchtigung 
der Öffentlichkeitsarbeit durch die Pandemie im Jahr 2021 zwei Städten 
die Anerkennung als Kulturhauptstadt um ein Jahr verlängert. Es handelt 
sich dabei um die Städte: Eleuvis/Griechenland und Timósoara 
(Rumänien). 
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Europa schnackt Platt 

(Teil I) 

(Dr. Behrend Böckmann, Kirch Rosin) 
 

Platt is „cool“ hürt’n hier un dor un sogor in uns Lannesverfåtung von 

Mäkelnborg-Vörpommern steiht in’n Artikel 16 (2), dat dat Land för uns 

plattdüütsche Språk insteiht un sei hecht un plächt. Rüggenwind gifft dat dorbi 

ut Brüssel, denn dor wür dei „Charta œwer Språken von Minnerheiten un 

Regionen“ mit denn Vörsatz utklamüstert, dat disse Språken nich verluurn 

gåhn. Plattdüütsch as Regionalspråk kennt twüschen’t Emsland un denn 

Oderbrook äben so väl Mundoorten as dat Hochdüütsche, ward œwerall ’n lütt 

bäten anners språken un helpt doch sihr, dat wi dörch uns Språk mit uns sülben 

œwerein sünd. Von Ostholstein bet Wismer hen ward anners schnackt as in 

Dithmarschen; Oldenburger Platt is anners as dat Rostocker un Schweriner, up 

Rügen schnackt man anners as up Borkum.  

Ja, Plattdüütsch is öller as Hochdüütsch un platt wür tau Hansetieden von 
Amsterdam bet Nischninowgorod språken. Ierst von dei Tied an, as Missingsch 
in Mod’ keem hemm’ väle Landslüd, so as Unkel Bräsig bi Fritz Reuter, sik up 
hochdüütsch Versöcht un denn kreech dat sachtens dei Œwerhand. Platt däd 
nicks mihr gellen un wier wat för Dachlöhner un Buern, œwer nicks för 
vörnähm Lüd un so is’t nu kåmen, dat uns gaude olle Mudderspråk as 
erhollenswiert so inne Europäisch Språken-Charta upnåhmen wür as Planten 
un Dierten up’e Rode List ståhn. Ok wenn uns plattdüütsche Språk siet 1999 
in’n Råhmen vonne Europäisch Union as „Regionalspråk“ anerkannt is un von 
dorher besonners beacht't ward, so möten wi doch sülfst ok wat dorför daun, 
dat’s uns erhollen blifft. Jeder sall sien „Platt“ schnacken, denn dat gifft kein 
„Standardplatt“ un so kann einer wat inne „Måk hemm“ un ein anner wat inne 
„Maak hebben“, von „Schietwäder“ orrer „Schietwedder“, von „Aust“ un 
„Oorn“ orrer „Aarnt“ un „Aarn“schnacken. Ob so orrer so is doch unbedüdend 
gägenœwer denn Gedanken, dat ’n Tiet kåmen künn, wo man sik nich mål mihr 
an denn einen un 
ok nich mihr denn annern Utdruck besinnen kann. Hüt hemm’ väle Minschen 
all 
Bang, dat uns plattdütsch Språk in’n Wettstried mit Hochdüütsch un anner 
Språken as dat Inglisch grote Not bi’t Œwerläben hett. Dorüm möten wi uns’n 
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Ruck gäben un uphürn schenant tau sien. Fåten wi Maud un schnacken wedder 
mihr Plattdüütsch. 
 
Man fäuhlt, dat wat fählt un man besinnt sik, dat wi Nuurddüütschen ierst mit 

uns œwerein sünd, wenn wi Platt schnacken kœnen. Theoter, Tiedungen un 

Schaulen helpen, uns up ehr Oort uns uns Mudderspråk bitaubögen orrer 

wedder neeger tau bringen. Plattdütsch sall dortau hürn, wenn Kinner mihr-

språkig upwassen un utbillt’t warden. 2001 hett dei Europarat denn „Dach för 

europäisch Språken“ inführt un denn 26. September taun „Akschonsdach“ 

utropen, wo sik allens üm't Lihren von Språken dreiht. Ünner dei Devis' 

„Språken stöten Dören up“ gifft dat allerlei Akschonen, dormit sik all Länner in 

Europa  dorför insetten,  

 - dat ehr Börgers begriepen, dat dat Lihrnen von Språken hüt wichtiger is as 

tau verläden Tieden, 

- dat dei Regierungen dörch ’n gaude Språkenpolletik dorför sorgen möten, dat 

dei Språkenriekdaum as ’n Deil vonne Kultur erhollen blifft un plächt ward un 

- dat ehr Börgers nich blot inne Schaul, sonnern ok butenhalf Språken lihrnen 

kœnen. 

An dissen Dach dreiht sik allens üm dat.  

 

 

 

Kirche in Kirch Rosin 
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Protokoll der MV des Landesverbandes EUD MV e. V. am 04. 09. 
2021 in Waren-Eldenholz, Europäische Akademie MV 

1. Eröffnung und Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Der Landesvorsitzende eröffnete die Mitgliederversammlung und begrüßte die Teilneh-
menden. Die Einladungen wurden satzungsgemäß versandt. Die Beschlussfähigkeit der 
Versammlung wurde festgestellt. 

2. Wahl des Protokollführers 

Ralf-Peter Hässelbarth wurde auf Vorschlag des Landesvorsitzenden einstimmig 26/0/0 als 
Protokollführer der Versammlung gewählt. Er nahm die Wahl an. 

3. Unterzeichnung der Kooperationsvereinbarung mit der Europäischen Akademie 
Mecklenburg-Vorpommern e. V. 

Die Kooperationsvereinbarung zwischen der Europa-Union Mecklenburg-Vorpommern e. V. 
und der Europäischen Akademie Mecklenburg-Vorpommern e. V. wurde von den beiden 
Vorsitzenden unterzeichnet. Sie wird auf den Webseiten der beiden Vereine veröffentlicht. 

4. Ehrungen und Auszeichnungen, Ehrenamtskarte und Europäischer Wettbewerb 

Die Auszeichnungen für den Europäischen Wettbewerb wurden bereits am Nachmittag 
vorgenommen. Die Ehrenamtskarten wurden an die verdienten Ehrenamtler Marion Lippold, 
Jürgen Lippold, Prof. Dr. Joachim Gasiecki und Karin Pingel übergeben. Inge Meinke und Fritz 
W. Rabe konnten leider nicht anwesend sein und erhalten diese zu einem späteren 
Zeitpunkt. 

5. Bericht des Landesvorstandes 

Der Bericht des Landesvorstandes seit der letzten Mitgliederversammlung lag in schriftlicher 
Form vor. Der Landesvorsitzende gab dazu noch einige Erläuterungen. 

6. Bericht des Schatzmeisters 

Der Landesschatzmeister trug seinen Bericht vor. Die Geschäftszahlen sind im Bericht des 
Vorstandes veröffentlicht. Der Beschluss des LV, die Anteile an den Mitgliedsbeiträgen der 
KV noch nicht auszuzahlen, muss wegen der noch nicht gezahlten Coronahilfen bestehen 
bleiben. 

7. Bericht der Kassen- und Rechnungsprüfung 

Marianne Schönberger trug das Ergebnis der Kassen- und Rechnungsprüfung vor. Es gab 
keine Beanstandungen für 2019 und 2020. Der Bericht lag dem Vorstand nach formalen 
Ansprüchen gefertigt auch in schriftlicher Form vor. 

8. Diskussion und Aussprache 

Der Kreisvorsitzende MSE bat die Geschäftsstelle, eine Übersicht über den Anteil der KV an 
den Mitgliedsbeiträgen zu erstellen und diese den Kreisverbänden mitzuteilen. 

Der Ehrenvorsitzende des Landesvorstandes, Prof. Dr. Joachim Gasiecki, berichtete über 
Veranstaltungen, die vermehrt in Online-Formaten durchgeführt wurden. Die darüber 
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erstellten Berichte sind in den Informationen des Bildungsringes bzw. auf der Webseite des 
Landesverbandes veröffentlicht. 

Die Problematik der „Veralterung“ – auch in unseren Partnerorganisationen – wurde kurz 
erörtert. - Weitere Diskussionsbeiträge gab es nicht. 

9. Entlastung des Vorstandes 

Der Landesvorstand wurde mit 25/0/1 entlastet. Es gab keine Gegenstimme, eine 
Enthaltung. 

10. Wahl der Wahlkommission 

Für die Wahl der Wahlkommission wurden vorgeschlagen: Dr. Reinhard Miers für den 
Vorsitz, Helmut Ebel und Reiner Petrick als Mitglied. Alle Kandidaten waren einverstanden, 
sich der Wahl zu stellen. Es wurde von niemanden eine geheime Wahl beantragt.  

In einem ersten Wahlgang stand der Vorsitz zur Wahl. D. Reinhard Mies wurde einstimmig 
zum Vorsitzenden der Wahlkommission gewählt (26/0/0). Er nahm die Wahl an. In einem 
zweiten Wahlgang standen die Mitglieder der Wahlkommission in einem Wahlgang zur 
Wahl. Beide Kandidaten wurden einstimmig in die Wahlkommission gewählt. (26/0/0). Der 
Vorsitzende der Wahlkommission übernahm das weitere Verfahren. 

11. Kandidatenvorschläge zur Wahl des Landesvorstandes 

Es wurden aus der Mitte der Versammlung folgende Kandidaten vorgeschlagen: 
Vorsitz: Prof. Dr. Robert Northoff 
Stellv. Borsitzende: Niklas Nienaß, MdEP, Jürgen Lippold, Karin Pingel 
Beisitzer: Fritz W. Rabe, Niels Gatzke, Ole Krüger, Frederic Werner 
Lt. Satzung entsendetes Mitglied der Jungen Europäischen Föderalisten Mecklenburg-
Vorpommern e. V.: Daniel Rupp 
Das Einverständnis lag für alle Bewerber vor. Es gab keine weiteren Kandidaturen. 
Der Vorsitzende der Wahlkommission erläuterte das satzungsgemäße Wahlprozedere. 
Der Kandidat für den Landesvorsitz, Prof. Dr. Robert Nordhoff, bekam die Gelegenheit, sich 
den Anwesenden noch einmal kurz vorzustellen. 
Niemand beantragte für einen Wahlgang geheime Wahl.  

12. Wahl des Landesvorsitzenden  

Prof. Dr. Robert Northoff wurde mit 24/1/1 Stimmen in das Amt des Vorsitzenden des 
Landesvorstandes gewählt. Er nahm die Wahl an und bedankte sich für das Vertrauen, das 
ihm hiermit entgegengebracht wurde. 

13. Wahl der drei stellv. Landesvorsitzenden 

Niklas Nienaß, Jürgen Lippold und Karin Pingel wurden en bloc mit 26/0/0 Stimmen als 
Stellvertretende Landesvorsitzende gewählt. Die anwesenden Mitglieder nahmen die Wahl 
an. Von Niklas Nienaß wurde Annahme der Wahl telefonisch eingeholt. Auch er nahm an. 

14. Wahl der vier Beisitzer 

Fritz W. Rabe, Nils Gatzke, Ole Krüger und Frederic Werner wurden en bloc alle mit 26/0/0 
Stimmen als Beisitzer gewählt. Die anwesenden Mitglieder nahmen die Wahl an. Von Fritz 
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W. Rabe wurde die Annahme der Wahl am 06. 09. 2021 telefonisch eingeholt. Auch er nahm 
an. 

15. Wahl des von der JEF entsendeten Mitglieds in den Landesvorstand 

Daniel Rupp wurde mit 26/0/0 Stimmen gewählt er nahm die Wahl an. 

16. Wahl der Kassenprüferinnen 

Es wurde Inge Meinke und Marianne Schönberger vorgeschlagen. Beide sind mit der 
Kandidatur einverstanden. Eine geheime Wahl wurde nicht beantragt. Sie wurden mit 
25/0/0 Stimmen gewählt. Frau Schönberger nahm die Wahl an. Freu Meinke nahm die Wahl 
telefonisch am 07. 09. 2021 an. 

17. Wahl der Mitglieder des Schiedsausschusses. 

Prof. Dr. Joachim Gasiecki, Marion Lippold und Reiner Petrick wurden vorgeschlagen. Alle 
waren mit ihrer Kandidatur einverstanden. Eine geheime Wahl wurde nicht beantragt. Die 
drei Kandidaten wurden mit 26/0/0 Stimmen gewählt. Sie nahmen die Wahl an. 

18. Wahl der Delegierten zum Bundeskongress 

Für die Teilnahme am Bundeskongress wurden Karin Pingel und Lucas Schmutz 
vorgeschlagen. Beide sind einverstanden. Sie wurden für die zwei Jahre mit 26/0/0 Stimmen 
gewählt und nahmen die Wahl an. Als Ersatzdelegierte wurden Jürgen Lippold und Daniel 
Rupp vorge-schlagen. Beide waren einverstanden und wurden mit 26/0/0 Stimmen als 
Ersatzdelegierte gewählt. Sie nahmen die Wahl an. Der Landesvorsitzende ist lt. 
Bundessatzung als Teilnehmer am Bundeskongress gesetzt und muss nicht gewählt werden.  

19. Wahl des Delegierten für den Bundesausschuss 

Ralf-Peter Hässelbarth wurde als Mitglied des Bundesausschusses vorgeschlagen. Er war 
einverstanden. Es gab keinen weiteren Kandidaten. Er wurde mit 26/0/0 Stimmen gewählt 
und nahm die Wahl an. Der Landesvorsitzende ist lt. Bundessatzung als Mitglied des 
Bundesausschusses gesetzt und muss nicht gewählt werden. 

20. Wahl eines Mitglieds für das Federal Committee (FC) der UEF 

Prof. Dr. Robert Northoff wurde vom Präsidium EUD in das FC gewählt. Die Zustimmung der 
Mitgliederversammlung ist zwar nicht Voraussetzung der Mitwirkung im FC, wird aber 
angestrebt. Er wurde mit 25/1/0 Stimmen bestätigt. 

21 Schlussworte 

Ralf-Peter Hässelbarth bedankte sich in einer sehr persönlich gehaltenen Rede bei Jürgen 
Lippold für die geleistete Arbeit als Landesvorsitzender und für die außerordentlich gute 
Zusammenarbeit ganz besonders in den letzten Jahren bei der Bewältigung zahlreicher 
Probleme zur Aufrechterhaltung der personellen und verwaltungstechnischen Infrastruktur 
in der Geschäftsstelle. Sein unermüdlicher Einsatz gerade in jüngster Zeit für die Sicherung 
der Landesförderung hat den Weiterbetrieb des Bildungsringes „Europa MV“ erst wieder 
sichergestellt. 
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Der Landesvorsitzende bedankte sich in seiner Schlussrede für die disziplinierte 
Durchführung der Mitgliederversammlung, für das entgegengebrachte Vertrauen und für die 
gute Stimmung innerhalb des Verbandes, 

 

Pandemie aktuell 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie 15. 09. 2021 

(um einen Vergleich zur aktuellen Entwicklung zu haben): 

 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 226 112 000, europaweit 54 167 000, Bundesrepublik 4 17 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 4 934 000, europaweit 1 272 000, Bundesrepublik 95 500 

________________________________________________________ 

Pandemie aktuell 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie 19. 10. 2021: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 241 132 000, europaweit 62 026 000, Bundesrepublik 4 400 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 4 934 000, europaweit 1 271 000, Bundesrepublik 95 500 

________________________________________________________ 

 

Pandemie aktuell 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie 25. 10. 2021: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 243 657 000, europaweit 63 267 000, Bundesrepublik 4 478 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 4 997 000, europaweit 1 288 000, Bundesrepublik 95 620 

________________________________________________________ 

DIE VIERTE WELLE ROLLT! 

 



 
24 

 

Ein Wort zu den Verschwörungstheorien unserer Tage: 

„Da ich mich hier zum Thema Obsession äußern soll, kam ich darauf, dass eine 
der Obsessionen unserer Zeit fraglos die der Komplotte und Verschwörungen ist. 
Schon ein kleiner Ausflug ins Internet macht uns deutlich, wie viele (offensicht-
lich an den Haaren herbeigezogene) Komplotte überall entdeckt werden. Die 
Obsession der Verschwörung betrifft jedoch nicht nur unsere Gegenwart, 
sondern auch die Vergangenheit. 

Dass es in der Geschichte Verschwörungen gab und immer gegeben hat, scheint 
mir evident zu sein. Reale Verschwörungen sind keinesfalls mysteriös, weshalb 
sie uns hier auch nicht weiter interessieren. 

Interessant ist dagegen das Phänomen des Verschwörungssyndroms und des Er-
dichtens sogar weltumspannender Konspirationen, von denen es im Internet 
geradezu wimmelt und die mysteriös und unerforschlich bleiben, weil für sie 
dasselbe gilt wie für das Geheimnis, über das der Soziologe Georg Simmel 
geschrieben hat, dass es umso mächtiger und verlockender wird, je leerer es ist. 
Ein leeres Geheimnis erhebt sich drohend und kann weder aufgedeckt noch 
widerlegt werden, und genau deshalb wird es zu einem Machtinstrument.“ 

(Umberto Eco [1932-2016], italienischer Schriftsteller in seinem Buch 
„Verschwörungen – Eine Suche nach Mustern“, erschienen im Hanser-Verlag, 4. 
Auflage 2021. – Zitat aus dem Kapitel „Komplotte, Verschwörungen, 
Konspirationen“.) 

________________________________________________________ 
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